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Gemeinde Zumikon 

Gemeindeversammlung 

Dorfplatz 1 

8126 Zumikon 

Telefon 044 918 78 40 

gemeinde@zumikon.ch 

Protokoll der Gemeindeversammlung  
Datum Dienstag, 10. Juni 2025, 19.00 Uhr 

Ort Gemeindesaal, Gemeinschaftszentrum Zumikon 

Vorsitz Gemeindepräsident Stefan Bührer 

Protokoll Stv. Gemeindeschreiber Jill Meili 

Traktandum 
  

1. Jahresrechnung 2024. Genehmigung. 
  

2. Verordnung über das Friedhofs- und Bestattungswesen. Teilrevision. Ge-

nehmigung. 
  

3. Kommunale Richt- und Nutzungsplanung, Ortsplanung, Bau- und Zonen-

ordnung. Teilrevision. Festsetzung. 

  

 

 

 

Beschlussfähigkeit 

Der Vorsitzende stellt fest, dass folgende Vorbereitungen ordnungsgemäss und gemäss den gesetzlichen 

Bestimmungen erledigt wurden: 

• Einladung zur Versammlung durch die amtliche Publikation und unter Beachtung der gesetzlichen Frist. 

• Bekanntgabe des Traktandums nach den Vorschriften. 

• Aktenauflage in der Gemeindeverwaltung. 

• Auflage des Stimmregisters. 

Die Gemeindeversammlung ist somit beschlussfähig. 

 

Wahl der Stimmenzähler 

Als Stimmenzähler werden folgende Wahlbüromitglieder vorgeschlagen und als gewählt erklärt: 

• Frau Alessia Castrovinci, Dorfstrasse 20, 8126 Zumikon 

• Frau Ursula Däniker, Unterdorfstrasse 21, 8126 Zumikon 

• Herr Ernst Goetschi, Alte Forchstrasse 27, 8126 Zumikon 

• Frau Luzia Kiener, Leugrueb 4, 8126 Zumikon 

• Frau Nicole Wey, Grundstrasse 9, 8126 Zumikon 

 

Stimmberechtigung 

Die nicht stimmberechtigten Personen haben auf separaten Stuhlreihen Platz genommen. 

 

Traktanden 

Es gibt keine Änderungswünsche der Traktandenliste. 
 

Zahl der Stimmberechtigten 

Die im Verlauf der Versammlung am 10. Juni 2025 vorgenommene Zählung ergibt, dass 437 Stimmberech-

tigte anwesend sind. 
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Rechtsmittel 

• Rekurs in Stimmrechtssachen: 

Gegen die gefassten Beschlüsse kann wegen Verletzung von Vorschriften über die politischen Rechte 

und ihre Ausübung innert 5 Tagen schriftlich Rekurs in Stimmrechtssachen (§ 147 ff. GPR, sowie § 19 

Abs. 1 lit. c. i.V. mit § 21a VRG) erhoben werden. Der Rekurs gegen die Verletzung von Verfahrensvor-

schriften an der Gemeindeversammlung setzt voraus, dass diese an der Versammlung von einer stimm-

berechtigten Person gerügt worden ist.  

• Rekurs: 

Gegen die gefassten Beschlüsse kann wegen Verletzungen des übergeordneten Rechts innert  

30 Tagen schriftlich Rekurs erhoben werden (§ 19 Abs. 1 i.V. mit § 19b Abs. 2 lit. c VRG, sowie  

§ 20 Abs. 2 VRG). 

 

Die Rekursschrift muss einen Antrag und dessen Begründung enthalten und ist schriftlich an den Bezirksrat 

Meilen, Postfach, 8706 Meilen, zu richten. Der angefochtene Entscheid sowie allfällige Beweismittel sind so-

weit möglich beizulegen oder genau zu bezeichnen. Die Kosten des Beschwerdeverfahrens hat die unterlie-

gende Partei zu tragen. 
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Gemeindeversammlung  

vom Dienstag, 10. Juni 2025 
 

 

Beleuchtender Bericht. 
 

Traktandum Nr. 1 

9.1.6 

 Jahresrechnung 2024. Genehmigung. 

Antrag  Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung zu beschliessen: 

   

  1. Die Jahresrechnung 2024 mit einem Ertragsüberschuss von CHF 3'126'845.52 

für die Laufende Rechnung und mit Nettoinvestitionen von CHF 10'445'852.21 

wird genehmigt. 

 

2. Der Ertragsüberschuss der Laufenden Rechnung wird dem Eigenkapital zuge-

wiesen. 

 

3. Die Bilanz weist Aktiven und Passiven von je CHF 209'570'069.42 aus. Durch 

den Ertragsüberschuss der laufenden Rechnung erhöht sich das Eigenkapital 

auf CHF 114'905'617.82. 

   

 

Kurzfassung 

  

Die Erfolgsrechnung 2024 weist eine deutliche Verbesserung gegenüber dem 

Budget auf. Während ursprünglich ein Aufwandüberschuss von CHF 3,85 

Mio. erwartet wurde, schliesst die Rechnung mit einem Ertragsüberschuss 

von CHF 3,12 Mio. ab. Dies entspricht einer positiven Differenz von CHF 6,97 

Mio. Die Einnahmen waren CHF 9,27 Mio. höher, während die Ausgaben um 

CHF 2,3 Mio. über dem Budget lagen.  

 

Der Hauptgrund für die höheren Einnahmen sind die Steuererträge, welche 

um CHF 8,2 Mio. höher ausfielen als budgetiert. Wesentliche Faktoren hierfür 

waren Nachveranlagungen aus Vorjahren sowie ein allgemein positives Steu-

erumfeld mit steigenden Einkommenssteuern. Hingegen gingen die Steuer-

einnahmen aus allgemeinen Gemeindesteuern im Vergleich zum Rekordjahr 

2023 um CHF 4,1 Mio. zurück. Dieser Rückgang ist höher als aus der reinen 

Steuersenkung um 4 Prozentpunkte zwischen diesen zwei Jahren zu erwar-

ten war. Die leicht rückläufige Steuerkraft sollte sich 2026 mit entsprechend 

geringeren Zahlungen an den Finanzausgleich bemerkbar machen.  
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Auf der Aufwandseite lagen die Ausgaben um CHF 2,3 Mio. über dem 

Budget. So waren im Gesundheits- und Sozialbereich Mehraufwendungen zu 

verzeichnen (Pflegefinanzierung, Ergänzungsleistungen zur AHV). In der 

Schule ergaben sich Mehrkosten für die Oberstufe und in der Gemeindever-

waltung für temporäre Arbeitskräfte, die externe Bearbeitung von Baugesu-

chen oder die ungeplante Anmietung von Asylunterkünften.  

 

Die Investitionsrechnung weist Nettoinvestitionen von CHF 10,45 Mio. aus, 

was CHF 4,38 Mio. unter dem budgetierten Wert liegt. So konnten auch im 

2024 die geplanten Investitionen in die Projekte Dorfplatz und Tiefgarage 

nicht gestartet werden, dasselbe gilt für den Bau der Asylunterkunft. Geplant 

waren zusätzliche Mittelabflüsse in diese Projekte, welche sich weiter verzö-

gern. Planmässig umgesetzt wurden hingegen Investitionen in die kommunale 

Infrastruktur, so in Strassen, Wasserleitungen oder in die Fertigstellung des 

neuen TTG-Gebäudes (Textiles und technisches Gestalten) der Schule im 

Juch. 

 

Das Nettovermögen der Gemeinde sank leicht von CHF 56 Mio. auf CHF 52 

Mio. Die zeitlichen Verschiebungen der bewilligten Projekte führt zu einem 

verzögerten Mittelabfluss, womit auch das Nettovermögen weniger stark wie 

geplant zurückging. 

 

Der Gemeinderat empfiehlt die Annahme der Vorlage. 

 

   

Erläuterungen 

Überblick 

 Der Gemeinderat präsentiert in der Rechnung 2024 einen Ertragsüberschuss von 

CHF 3,12 Mio. Gegenüber dem Budget 2024 stiegen die Einnahmen um CHF 9,27 

Mio., während der Gesamtaufwand um CHF 2,30 Mio. höher lag.  

 

  Budget 2024  Rechnung 2024 

Aufwand CHF 80'088'000.00 CHF 82'385'599.22 

Ertrag CHF 76'239'000.00 CHF 85'512'444.74 

Aufwand-(-)/Ertragsüberschuss CHF - 3'849'000.00 CHF 3'126'845.52 

 

  Die Jahresrechnung 2024 unterscheidet sich vom Budget im Wesentlichen in folgen-

den Punkten:  

 

• Höhere Steuereinnahmen: Die Steuererträge fielen um CHF 8,2 Mio. höher 

aus als budgetiert. Dies ist auf Nachveranlagungen früherer Jahre (CHF 4,1 

Mio.), eine starke Entwicklung der Einkommens- und Quellensteuer sowie leicht 

höhere Grundstückgewinnsteuern zurückzuführen.   

• Höherer Sach- und übrige Betriebsaufwand: Die Ausgaben steigen um 

CHF 0,95 Mio. und sind auf die Energie- und Wasserversorgung der Liegen-

schaften, den Einsatz von temporären Arbeitskräften, höhere externe Kosten für 
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die Bearbeitung von Baugesuchen und die ungeplante Anmietung einer Asylun-

terkunft in Küsnacht zurückzuführen. 

• Höhere Transferaufwendungen: Die Ausgaben steigen um CHF 0,94 Mio. 

(Pflegefinanzierung, Ergänzungsleistungen zur AHV, Oberstufe, KJG). 

 

Erfolgsrechnung nach 

Sachgruppen 

 

 

 

Grössere Abweichungen 

 

• Sach- und übriger Betriebsaufwand: Die Mehrkosten von CHF 0,95 Mio. ver-

teilen sich auf die Energie- und Wasserversorgung der Liegenschaften mit 

CHF 0,36 Mio. (höhere Stromkosten, Weiterverrechnung und Nachbelastung 

der Energiecontracting-Kosten für die Heizung, Versorgung zusätzlicher Liegen-

schaften), den Einsatz von temporären Arbeitskräften aufgrund von Personalab-

gängen (+ CHF 0,25 Mio.), höhere externe Kosten für die Bearbeitung von grös-

seren Baugesuchen (+ CHF 0,17 Mio.) und zusätzliche Kosten für die Anmie-

tung der Asylunterkunft in Küsnacht (+ CHF 0,15 Mio.). 

• Abschreibungen Verwaltungsvermögen: Die Verzögerungen von Investitions-

projekten (Asylunterkunft, Dorfplatz, Tiefgarage) sowie tiefere Investitionen we-

gen günstigerer Vergaben im Strassenbau führten zu weniger Abschreibungen 

im Umfang von CHF 0,29 Mio.  

• Finanzaufwand: Der Finanzaufwand stieg zum einen aufgrund höherer Vergü-

tungszinsen auf Steuervorauszahlungen (neu 1 % statt 0,25 %) aber hauptsäch-

lich aufgrund der unmittelbaren Wertberichtigung der Investition in eine neue 

Wärmepumpe im Schwäntenmos 12 über insgesamt CHF 0.42 Mio.  

• Transferaufwand: Die Transferaufwendungen lagen CHF 0,94 Mio. über 

Budget. Die Hauptabweichung verursachte die Pflegefinanzierung welche 

CHF 0,53 Mio. über Budget und um CHF 0,15 Mio. über Vorjahr lag. Weitere 

Steigerungen entstanden durch zusätzliche Ergänzungsleistungen zur AHV 

(CHF 0,3 Mio.). Zusätzliche Kosten kamen für die Oberstufe von CHF 0,25 Mio. 

zustande (Sekundarschule, Gymnasien und Berufsvorbereitungsjahr). Erneut 
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stiegen auch die kantonalen Abgaben aufgrund des Kinder- und Jugendheimge-

setzes um CHF 0,13 Mio. 

• Fiskalertrag: Im Vergleich zum Rekordjahr 2023 wurde mit tieferen Steuerein-

nahmen gerechnet, was mit einem Rückgang von CHF 4,1 Mio. auch eintraf. 

Insgesamt war die Schätzung zu konservativ, weshalb sich Mehreinnahmen 

zum Budget von CHF 8,2 Mio. ergaben. Diese kamen durch die Veranlagung 

früherer Jahre (CHF 4,1 Mio.), aus dem Rechnungsjahr (CHF 2,4 Mio.) sowie 

durch zusätzliche Quellensteuern (CHF 1,5 Mio.) zu Stande.  

• Entgelte: Die höheren Kosten für die Energie- und Wasserversorgung der Lie-

genschaften, insbesondere für die Heizung (Energiecontracting), führte auf der 

Einnahmenseite, durch deren Weiterverrechnung, zu zusätzlichen Einnahmen 

von CHF 0,26 Mio. Die gestiegene Belegung der Angebote von Tagesbetreuung 

und Musikschule führten zu zusätzlichen Beiträgen resp. Kursgeldern (CHF 0,17 

Mio.).  

• Transferertrag (Beiträge von Bund und Kantonen): Als Folge der höheren 

Ausgaben im Sozialbereich insb. im Bereich der AHV-Ergänzungsleistungen 

wurden höhere Staatsbeiträge vom Kanton ausbezahlt. Die Dividendenaus-

schüttung der ZKB war aufgrund des erneuten rekordhohen Gewinns um 

CHF 0,12 höher als budgetiert. 

   

 

 

 

Investitionsrechnung  Der Überblick über die Rechnung 2024 für die Investitionsrechnung ergibt folgendes 

Bild:  

 

Investitionen Verwaltungsvermögen  

• Steuerhaushalt CHF 12'663'175.45 

• Gebührenhaushalt - CHF 164'817.44 
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Investitionen Finanzvermögen - CHF   2'052'505.80 

Total Nettoinvestitionen CHF 10'445'852.21 

 

Die grössten Investitionen 2024 lassen sich wie folgt auflisten (in CHF): 

• TTG-Pavillon Juch  1,59 Mio. 

• Strassensanierungen   1,11 Mio. 

• Projektierung Gemeinschaftszentrum Gesamterneuerung   0,75 Mio. 

• Erneuerung Wasserleitungen  0,58 Mio. 

• Ersatz Wärmeerzeugung Schwäntenmos 12  0,38 Mio. 

 

Das neue Merkblatt Baurechte an kommunalen Grundstücken führte dazu, dass das 

Baurechtsland wie auch die dazugehörenden Darlehen an die Wohnbaugenossen-

schaft Zumikon neu im Verwaltungsvermögen (VV) und nicht mehr im Finanzvermö-

gen (FV) geführt werden müssen. Diese Übertragung führte zu Investitionsausgaben 

im Verwaltungsvermögen über CHF 7,84 Mio., aber auch zu Einnahmen im Finanz-

vermögen über CHF 2,5 Mio. Es handelt sich um folgende Überträge (in CHF): 

 

• Übertrag Darlehen Wohnbaugenossenschaft ins VV  5,40 Mio. 

• Übertrag Land für Baurecht Baugenossenschaft vom FV ins VV  1,12 Mio. 

• Übertrag Land für Baurecht Baugenossenschaft vom FV ins VV  0,72 Mio.  

• Übertrag Land für Baurecht Baugenossenschaft vom FV ins VV  0,60 Mio.  

 

Die Nettoinvestitionen betrugen CHF 10,45 Mio. und lagen damit CHF 4,38 Mio. un-

ter dem Budget von CHF 14,83 Mio. Die Investitionsausgaben blieben somit unter 

Berücksichtigung der ungeplanten Investitionsausgabe für die Umbuchung über 

CHF 7,84 Mio. weit hinter dem budgetierten Wert zurück. So konnten auch im Jahr 

2024 die geplanten Investitionen in die Projekte Dorfplatz und Tiefgarage nicht ge-

startet werden; dasselbe gilt für den Bau der Asylunterkunft. Geplant waren zusätzli-

che Mittelabflüsse in diese Projekte in der Höhe von CHF 9,4 Mio., welche sich wei-

ter verzögern. Planmässig umgesetzt wurden hingegen Investitionen in die kommu-

nale Infrastruktur, so in Strassen, Wasserleitungen oder in die Fertigstellung des 

neuen TTG-Gebäudes (Textiles und Technisches Gestalten) der Schule im Juch. 

 

Das Nettovermögen der Gemeinde sank leicht von CHF 56 Mio. auf CHF 52 Mio. 

Die zeitlichen Verschiebungen der bewilligten Projekte führt zu einem verzögerten 

Mittelabfluss, womit auch das Nettovermögen weniger stark als geplant zurückging.  

 

Empfehlung 

 

 Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern, der Vorlage 

zuzustimmen und die Jahresrechnung 2024 zu genehmigen. 

   

Referent  Vorsteher Finanzen André Hartmann 

   

  Zumikon, 31. März 2025 
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  Gemeinderat Zumikon  

 

 

Stefan Bührer  Thomas Kauflin  

Gemeindepräsident Gemeindeschreiber 

   

 

In der Aktenauflage  • Protokollauszug Gemeinderat vom 17. März 2025 (GR 2025-42), 

• Protokollauszug Gemeinderat vom 31. März 2025 (GR 2025-47), 

• Vollständige Jahresrechnung 2024, mit allen Detail-Konten. 
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Referat des Gemeinderats (Vorsteher Finanzen André Hartmann) 

Der Vorsteher Finanzen erläutert anhand einer Präsentation die wichtigsten Eckpunkte der Jahresrechnung 

2024. Diese schliesst erfreulicherweise mit einem Ertragsüberschuss von CHF 3,1 Mio. für die Erfolgsrech-

nung und Nettoinvestitionen von CHF 10,4 Mio. Die Bilanz weist Aktiven und Passiven von je CHF 209 Mio. 

aus. Im Budget 2024 war ein Verlust von CHF 3,8 Mio. budgetiert. Es konnten auf der Ertragsseite CHF 9,2 

Mio. mehr verzeichnet werden als budgetiert waren, der Aufwand war CHF 2,2 Mio. höher als budgetiert. Die 

grössten Abweichungen auf der Aufwandseite sind Mehraufwendungen im Gesundheits- und Sozialbereich, 

Mehrkosten für temporäre Arbeitskräfte in der Gemeindeverwaltung und die externe Bearbeitung von Bauge-

suchen. Auf der Ertragsseite zeigt sich, dass die Steuererträge CHF 8,2 Mio. höher ausgefallen sind als bud-

getiert. Hingegen fielen die Steuereinnahmen im Vergleich zum Rekordjahr 2023 geringer aus, was auf die 

Senkung des Steuerfusses um insgesamt 4 Prozentpunkte in den vergangenen zwei Jahren zurückzuführen 

ist. Im Jahr 2026 wird die Gemeinde schätzungsweise rund CHF 1,89 Mio. weniger an den Finanzausgleich 

abliefern müssen. Die grössten Investitionen im vergangenen Jahr waren der TTG-Pavillon im Juch, Stras-

sensanierungen und die Projektierung des Gemeinschaftszentrums. Die grössten Abweichungen zum 

Budget stellen die nicht ausgeführten Investitionen der Asylunterkunft, des Dorfplatzes und der Tiefgarage 

dar. Ein abschliessender Blick auf die Bilanz zeigt, dass das Nettovermögen von CHF 56 Mio. auf CHF 51 

Mio. abgebaut werden konnte. Die Gemeinde Zumikon befindet sich in einer grundsoliden finanziellen Lage, 

was im Hinblick auf die bevorstehenden Grossprojekte sehr positiv ist. Der Gemeinderat beantragt die Ge-

nehmigung der Jahresrechnung 2024. 

 

Bericht der Rechnungsprüfungskommission (Präsident Dominik Ziegler) 

Der Präsident der Rechnungsprüfungskommission (RPK) erwähnt, dass die Prüfung der Jahresrechnung in 

zwei Schritten stattfindet. Die finanztechnische Prüfung erfolgt durch die BDO AG, welche in ihrem Bericht 

festhält, dass die Rechnung in Ordnung ist und sie die Annahme empfiehlt. Die RPK führt die finanzpoliti-

sche Prüfung der Jahresrechnung durch und hat festgestellt, dass die Jahresrechnung nachvollziehbar und 

finanziell angemessen ist. Die Abweichung zum Budget ist jedoch sehr gross und umfasst ausschliesslich 

die Fiskalerträge. Die RPK kam nach einer eingehenden Prüfung zum Schluss, dass die Budgetierung in 

diesem Bereich sehr schwer ist, vor allem in Bezug auf die Nachvollziehbarkeit der Nachveranlagungen. Die 

Kosten haben sich gesteigert; dies sind jedoch Elemente, welche die Gemeinde nicht gross steuern kann, 

vor allem wenn es bspw. die Energiekosten betrifft. Es zeigt sich ein Investitionsrückstau auf. Die RPK blickt 

positiv in die Zukunft und empfiehlt die Annahme der Jahresrechnung 2024.  

 

Diskussion 

Das Wort wird nicht gewünscht.  

 

Abstimmung 

Die Jahresrechnung 2024 wird, durch Handerheben, ohne Gegenstimme, genehmigt. 
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Gemeindeversammlung  

vom Dienstag, 10. Juni 2025 
 

 

Beleuchtender Bericht. 
 

Traktandum Nr. 2  

1.4.1 

 Verordnung über das Friedhofs- und Bestattungswesen. Teilrevision.  

Genehmigung. 

   

Antrag  Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung zu beschliessen: 

   

  1. Die Teilrevision der Verordnung über das Friedhofs- und Bestattungswesen 

(FBVO) wird genehmigt.  

 

2. Die abgeänderte FBVO wird nach der Genehmigung durch die Gemeindever-

sammlung sowie dem Eintritt der Rechtskraft, voraussichtlich per 1. August 

2025, in Kraft gesetzt. Für den Fall eines Rechtsverfahrens wird der Gemeinde-

rat ermächtigt, den definitiven Zeitpunkt festzulegen. 

   

 

Kurzfassung 

  

Die im Jahr 2020 totalrevidierte Verordnung über das Friedhofs- und Bestat-

tungswesen (FBVO) hat sich grundsätzlich gut bewährt und erfüllt ihren 

Zweck. Die Erfahrung der letzten Jahre hat allerdings in zwei Bereichen einen 

gewissen Handlungsbedarf gezeigt.  

 

Zumikerinnen und Zumikern, die in ein Alters- oder Pflegeheim ausserhalb der 

Gemeinde ziehen müssen, ist es nach der heutigen Regelung nicht möglich, 

sich unentgeltlich in ihrer früheren, möglicherweise langjährigen, Wohnge-

meinde bestatten zu lassen. In den vergangenen Jahren hat sich immer wie-

der gezeigt, dass genau dies aber ein Wunsch dieser wegziehenden Perso-

nen wäre. Mit einer einfachen Ergänzung in der FBVO soll Abhilfe geschaffen 

und diesem Wunsch nachgekommen werden.  

 

Die notwendige Anpassung der FBVO kann gleichzeitig auch dafür genutzt 

werden, im Sinn eines einheitlichen Erscheinungsbilds eine unklare Regelung 

bezüglich der Grösse von Abdeckplatten bei Plattengräbern zu ergänzen. 

 

Der Gemeinderat empfiehlt die Annahme der Vorlage. 

 

   

Erläuterungen 

Ausgangslage 

 Die bis dahin aus dem Jahr 1970 stammende Verordnung über das Friedhofs- und 

Bestattungswesen (FBVO) wurde im Jahr 2020 einer Totalrevision unterzogen. Die 
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Gemeindeversammlung hatte die neue Verordnung am 28. November 2020 ohne 

Gegenstimmen genehmigt.  

 

In den vergangenen vier Jahren hat sich die FBVO im Grundsatz sehr gut bewährt. 

Es hat sich aber auch gezeigt, dass es in zwei Bereichen Handlungsbedarf gibt; die 

entsprechenden Änderungen bzw. Ergänzungen werden hiermit der Gemeindever-

sammlung vorgelegt. 

 

Anpassungsbedarf 

 

Die melderechtliche Erfassung von Personen in Alters- und Pflegeheimen hatte in 

der Vergangenheit immer wieder zu Unklarheiten geführt. Insbesondere die Frage, 

welches Meldeverhältnis mit einem Umzug in ein Heim begründet wird, sorgte regel-

mässig für Verwirrung und Unzufriedenheit bei den Betroffenen.  

 

Die meisten Bewohnenden in Alters- und Pflegeheimen haben die bisherige Wohn-

situation aufgegeben, den Lebensmittelpunkt verlegt und hegen die Absicht, länger 

als drei Monate im Heim ihrer Wahl zu wohnen. Folglich begründen sie melderecht-

lich eine Niederlassung bzw. einen neuen festen Wohnsitz. Ein allfälliger Zwang 

durch die Umstände (Pflegebedürftigkeit, Finanzen, familiäre Verhältnisse etc.) hat 

keinen Einfluss darauf, dass ein Heimeintritt als Niederlassung erfasst wird. 

 

Auf dem Gemeindegebiet von Zumikon gibt es mit Ausnahme der Residenz Zumi-

park keine weitere Pflege-Institution. Das geltende Melderecht bedeutet somit für 

den Grossteil der Personen, die ihren Lebensmittelpunkt in ein auswärtiges Pflege-

heim verlegen, bisher ihren Wohnsitz aber in der Gemeinde hatten, dass sie sich in 

Zumikon abmelden müssen. Die Erfahrung zeigt, dass dieser Wegzug aus der häu-

fig langjährigen Wohngemeinde für die Betroffenen oftmals nicht einfach ist. In zahl-

reichen Fällen besteht auch der Wunsch, dass diese Personen später wenigstens 

auf dem Friedhof ihrer bisherigen Wohngemeinde bestattet werden können.  

 

Dies ist bisher nicht möglich. Eine Bestattung erfolgt in der Regel auf dem Friedhof 

der Gemeinde, wo die Verstorbenen ihren letzten zivilrechtlichen Wohnsitz hatten; 

dort ist die Bestattung im Normalfall unentgeltlich. Auf Wunsch der verstorbenen 

Person oder der Angehörigen kann eine Bestattung auch in einer anderen Ge-

meinde erfolgen, sofern diese zustimmt.  

 

Gemäss der zuständigen kantonalen Gesundheitsdirektion steht es den Gemeinden 

frei, ihre Bestattungs-Reglemente in entsprechender Kulanz anzupassen, damit Per-

sonen, welche während der letzten Lebensjahre nicht mehr in der Gemeinde ange-

meldet waren, auf speziellen Wunsch in der ehemaligen Gemeinde unentgeltlich be-

stattet werden können. Diese Ergänzung soll nun in der Zumiker FBVO aufgenom-

men werden. 
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Diese Revision wird zum Anlass genommen, gleichzeitig auch eine bisher unklare 

Regelung zu ergänzen. Für Urnenbestattungen gibt es die Möglichkeit von Platten-

gräbern in zwei verschiedenen Massen (40 x 40 cm oder 60 x 60 cm). Zur Abde-

ckung des Schachts wird die Möglichkeit eingeräumt, anstelle der vorgesehenen 

Norm-Abdeckplatte auch eine Natursteinplatte zu verwenden. Dabei hat sich ge-

zeigt, dass gestalterisch verschiedene Ansätze bestehen, eine solche Steinplatte zu 

erstellen. Um eine gewisse Einheitlichkeit bei den Plattengräbern zu erzielen, sollen 

allfällige Natursteinplatten denselben Massen der Norm-Abdeckplatten entsprechen. 

Dies soll neu ergänzend in der FBVO festgehalten werden. 

   

Konkrete  

Ergänzungen  

in der FBVO 

 Konkret soll die aktuelle FBVO in zwei Artikeln ergänzt werden, um damit die ange-

strebten und oben ausgeführten Ziele zu erreichen. Dabei handelt es sich einerseits 

um eine Ergänzung in Art. 9 FBVO, um den speziellen Wünschen von in ein Alters- 

oder Pflegeheim weggezogenenen Zumikerinnen und Zumikern nachzukommen 

und anderseits um eine Ergänzung in Art. 22 FBVO, um die Maximalmasse von Ab-

deckplatten bei Plattengräbern zu regeln.  

 

Art. 9 FBVO - Bestattung Auswärtiger 

 

Art. 9 FBVO wird mit einem vierten Absatz ergänzt, der wie folgt lautet: 

 
4 Personen, die aufgrund eines Umzugs in ein auswärtiges Alters- oder Pflege-

heim melderechtlich einen neuen Wohnsitz begründen müssen, können auf 

Wunsch in ihrer bisherigen Wohngemeinde Zumikon unentgeltlich bestattet 

werden. 

 

Durch diesen zusätzlichen Passus wird ermöglicht, dass die Gemeinde den betroffe-

nen Personen in diesen Fällen unkompliziert entgegenkommen kann. 

 

Art. 22 - Grabmäler und Beschriftungen 

 

Art. 22 Abs. 2 FBVO wird mit einer zusätzlichen Grössen-Dimension wie folgt er-

gänzt: 

 

2 Bei Plattengräbern für Urnen kann die Abdeckplatte mit einer Beschriftung verse-

hen werden. Anstelle der Norm-Abdeckplatte kann auch eine Natursteinplatte ver-

wendet werden, im Standardmass von je nach Schachtgrösse 40 x 40 x 6 cm 

bzw. 60 x 60 x 6 cm. Ein zusätzliches Grabmal ist nicht zulässig. 

 

Mit dieser Angabe der Standardmasse wird der gestalterischen Vielfalt Grenzen ge-

setzt, was zu einer grösseren Einheitlichkeit der Grabfelder führen wird. 
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Auswirkungen der Anpassungen 

 

Es ist zu erwarten, dass die Anpassung bzw. Ergänzung von Art. 9 FBVO gegen-

über der heutigen Regelung gewisse Mehrkosten für die Gemeinde verursachen 

wird. In Anbetracht der häufig jahrelang bestehenden Steuerpflichten der betroffe-

nen Personen beurteilt der Gemeinderat diese Mehrkosten allerdings als vertretbar.  

 

Inkraftsetzung  Die abgeänderte FBVO soll nach der Genehmigung durch die Gemeindeversamm-

lung sowie dem Eintritt der Rechtskraft so bald als möglich, voraussichtlich per 

1. August 2025, in Kraft gesetzt werden. Sollten rechtliche Schritte gegen den Be-

schluss der Gemeindeversammlung ergriffen werden, wird der Gemeinderat er-

mächtigt, den definitiven Zeitpunkt des Inkrafttretens zu beschliessen.  

   

Zuständigkeit  Gemäss Art. 15 Gemeindeordnung (GO) ist die Gemeindeversammlung zuständig 

für den Erlass und die Änderung von wichtigen Rechtssätzen. Sie ist damit auch zu-

ständig für die Genehmigung der Revision der FBVO. 

   

Empfehlung 

 

 Mit einer einfachen Ergänzung der Verordnung über das Friedhofs- und Bestat-

tungswesen (FBVO) ist es möglich, einem vielfach geäusserten Wunsch von älteren 

Personen nachzukommen, die gezwungen sind, ihren Wohnsitz in ein Alters- oder 

Pflegeheim ausserhalb von Zumikon zu verlegen. Der Gemeinderat ist bereit, die-

sem Wunsch zu entsprechen und die Ergänzung in der FBVO vorzunehmen. Gleich-

zeitig kann mit einer weiteren Ergänzung für mehr Einheitlichkeit auf dem Friedhof 

gesorgt werden.  

 

Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern, die Teilrevi-

sion der FBVO zu genehmigen. 

   

Referent  Vorsteher Liegenschaften Thomas Epprecht 

   

  Zumikon, 31. März 2025 

   

  Gemeinderat Zumikon  

 

 

Stefan Bührer  Thomas Kauflin  

Gemeindepräsident Gemeindeschreiber 

   

In der Aktenauflage  • Protokollauszug Gemeinderat vom 31. März 2025 (GR 2025-45). 

• Verordnung über das Friedhofs- und Bestattungswesen, ergänzte Version vom 

10. Juni 2025. 
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Referat des Gemeinderats (Vorsteher Liegenschaften Thomas Epprecht) 

Der Vorsteher Liegenschaften Thomas Epprecht erwähnt, dass die Friedhofsverordnung, welche im Jahr 

2020 genehmigt wurde, in zwei Punkten angepasst werden muss. Die Änderungen müssen von der Gemein-

deversammlung genehmigt werden, da auch der ursprüngliche Erlass von diesem Gremium beschlossen 

wurde und Anpassungen daher ebenfalls dessen Zustimmung bedürfen. Bei der letzten Totalrevision am 28. 

November 2020 wurde bestimmt, dass Personen, welche den melderechtlichen Wohnsitz ausserhalb von 

der Gemeinde haben nicht unentgeltlich in Zumikon bestattet werden können. Der Eintritt in ein Heim macht 

heute jedoch zwingend einen Wohnsitzwechsel erforderlich. Neu soll es möglich sein, dass Personen, die 

aufgrund eines Umzugs in ein auswärtiges Pflegeheim ihren melderechtlichen Wohnsitz verlegen mussten, 

auf Wunsch unentgeltlich in Zumikon bestattet werden können. Dies entspricht sowohl den Interessen der 

Angehörigen als auch jenen der Bevölkerung von Zumikon. Die zweite Änderung betrifft eine technische Än-

derung, da es bisher keine Grössenregelung für Abdeckplatten bei Urnengräbern gab. Künftig werden zwei 

Standardmasse für die Abdeckplatten festgelegt. Der Gemeinderat beantragt die Genehmigung der Teilrevi-

sion der Friedhofsverordnung. 

 

Bericht der Rechnungsprüfungskommission (Präsident Dominik Ziegler) 

Da dieses Geschäft keine massgebenden finanziellen Auswirkungen hat, verzichtet die Rechnungsprüfungs-

kommission auf eine Stellungnahme.  

 

Diskussion 

Das Wort wird nicht gewünscht.  

 

Abstimmung 

Die Teilrevision der Verordnung über das Friedhofs- und Bestattungswesen (FBVO) wird, durch Handerhe-

ben, ohne Gegenstimmen, genehmigt. 
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Gemeindeversammlung  

vom Dienstag, 10. Juni 2025 
 

 

Beleuchtender Bericht. 
 

Traktandum Nr. 3  

6.1.4.3 

 Kommunale Richt- und Nutzungsplanung, Ortsplanung, Bau- und Zonenord-

nung. Teilrevision. Festsetzung. 

   

Antrag  Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung zu beschliessen: 

   

  1. Die Gemeinde Zumikon ändert, gestützt auf das kantonale Planungs- und Bau-

gesetz (PBG), ihre Nutzungsplanung. Die Teilrevision umfasst den kommunalen 

Richtplan Verkehr sowie die Bau- und Zonenordnung (BZO) und den Zonenplan. 

 

2. Den Anträgen zur Änderung der kommunalen Richtplanung, der Bau- und Zo-

nenordnung und des Zonenplans wird zugestimmt: 

- Bau- und Zonenordnung, 

- Zonenplan,  

- Ergänzungsplan "Gewässerabstandslinie Schulhausbach" (Aufhebung),  

- Ergänzungsplan "Erdgeschossnutzungen Waltikon", 

- Ergänzungsplan "Erdgeschossnutzungen Zentrum", 

- Richtplan Verkehr "Verkehrsplan". 

 

3. Der Bericht zur Mitwirkung sowie die Erläuterungen gemäss Art. 47 Raumpla-

nungsverordnung (RPV) werden zur Kenntnis genommen.  

 

4. Mit der Rechtskraft der Genehmigung dieser Teilrevision wird die Bau- und Zo-

nenordnung (BZO) in der Fassung 2018 aufgehoben. 

 

5. Die Genehmigung der Teilrevision der Nutzungsplanung durch die Baudirektion 

des Kantons Zürich gemäss § 89 PBG bleibt vorbehalten. 

 

6. Der Gemeinderat wird ermächtigt, untergeordnete Abänderungen zu diesem Be-

schluss in eigener Zuständigkeit vorzunehmen, sofern sie sich solche als Folge 

von Entscheiden in Rechtsmittelverfahren, der Waldfeststellung, des Festset-

zungsverfahrens der regionalen Richtplanung oder von Auflagen im Genehmi-

gungsverfahren als notwendig erweisen. Der Gemeinderat wird zudem ermäch-

tigt, die gesamte Vorlage nicht in Kraft zu setzen, sofern sich diese als Folge von 

Entscheiden im Rechtsmittelverfahren, von Auflagen im Genehmigungsverfahren 

oder Änderungen grundlegender Bestimmungen der Vorlage nicht durchsetzen 

lässt. Solche Beschlüsse sind öffentlich bekannt zu machen.  
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7. Den Zeitpunkt des Inkrafttretens bestimmt der Gemeinderat. 

   

 

Kurzfassung 

  

Mit der am 1. März 2017 in Kraft getretenen Teilrevision des kantonalen 

Planungs- und Baugesetzes (PBG) wurden im Kanton Zürich die einheitli-

chen Baubegriffe und Messweisen der Interkantonalen Vereinbarung über 

die Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB) eingeführt. Die Gemeinde Zu-

mikon setzt mit der Teilrevision der Bau- und Zonenordnung (BZO) den 

kantonalen Auftrag zur Übernahme der IVHB-Baubegriffe um. Zudem wird 

die Teilrevision genutzt, um einzelne Artikel aufgrund geänderter überge-

ordneter Praxis sowie Erfahrungen aus dem Vollzug anzupassen. 

 

Die wichtigsten Änderungen der vorliegenden Teilrevision sind: 

• Die Einführung der Interkantonalen Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB) 

nach dem Grundsatz, die Auswirkungen auf das Ortsbild so gering wie mög-

lich zu halten.  

• Der Verzicht auf die Einführung einer kommunalen Mehrwertabgabe. 

• Die punktuelle Bereinigung aufgrund der Erfahrungen aus dem Vollzug. 

 

Der Gemeinderat empfiehlt die Annahme der Vorlage. 

 

   

Erläuterungen 

Ausgangslage 

 Die Bau- und Zonenordnung (BZO) der Gemeinde Zumikon wurde in den Jahren 

2015 bis 2018 zum letzten Mal umfassend überarbeitet und trat per 17. September 

2019 in Kraft. Als Grundlage für die damalige Gesamtrevision wurde eine Ent-

wicklungsstrategie erarbeitet. Die darin formulierten Grundsätze für die räumliche 

Entwicklung von Zumikon wurden an der Gemeindeversammlung vom 19. Mai 2015 

verabschiedet. Gemäss Bundesgesetz über die Raumplanung (RPG) soll die 

Nutzungsplanung angepasst werden, wenn sich die Verhältnisse erheblich geändert 

haben (§ 21 RPG). Für die Gemeinden ergibt sich daraus der Auftrag, ihre Orts-

planung einerseits den geänderten kommunalen Verhältnissen anzupassen und 

diese anderseits auf die übergeordneten Vorgaben abzustimmen. 

 

Mit der am 1. März 2017 in Kraft getretenen Teilrevision des kantonalen Planungs- 

und Baugesetzes (PBG) wurden im Kanton Zürich die einheitlichen Baubegriffe und 

Messweisen der Interkantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der Baube-

griffe (IVHB) eingeführt. Die Gemeinden sind gemäss Übergangsbestimmungen ge-

halten, ihre BZO bis spätestens acht Jahre ab Inkrafttreten der Gesetzesänderun-

gen anzupassen. Zudem sind die Gemeinden basierend auf dem Mehrwertaus- 

gleichsgesetz (MAG, in Kraft seit 1. Januar 2021) verpflichtet, den kommunalen 

Mehrwertausgleich in der BZO festzulegen.  

   

Bestandteile der  

Teilrevision 

 Die Teilrevision der Richt- und Nutzungsplanung umfasst folgende Teile: 
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A Kommunale Nutzungsplanung 

• Bau- und Zonenordnung 

• Zonenplan 

• Aufhebung Ergänzungsplan "Gewässerabstandslinien Schulhausbach" 

• Ergänzungspläne "Erdgeschossnutzungen Waltikon" und "Erdgeschoss 

nutzungen Zentrum"  

 

B Kommunale Richtplanung 

• Richtplan "Verkehr" 

 

Mit der Teilrevision der Richt- und Nutzungsplanung werden die entsprechenden 

Unterlagen der Richt- und Nutzungspläne ersetzt. 

   

Verfahrensablauf  Am 14. Juni 2024 hat der Gemeinderat die Revisionsvorlage zuhanden der öffentli-

chen Auflage beschlossen. Während der 60-tägigen Auflagefrist sind acht Schreiben 

mit neun Änderungsanträgen eingegangen. Gleichzeitig wurde das Dossier dem 

Kanton zur Vorprüfung und der Planungsregion ZPP (Zürcher Planungsgruppe 

Pfannenstiel) sowie den Nachbargemeinden zur Anhörung unterbreitet. Sämtliche 

Eingaben wurden sorgfältig geprüft. Wo die Gemeinde sich den eingereichten Ände-

rungsanträgen anschliessen konnte, wurde die Bau- und Zonenordnung entspre-

chend angepasst. Über das detaillierte Ergebnis der öffentlichen Auflage und Anhö-

rung gibt der separate "Bericht zur Mitwirkung" Auskunft. Darin enthalten sind auch 

Anträge und Empfehlungen der kantonalen Vorprüfung. In diesem Bericht sind so-

wohl die berücksichtigten als auch die nicht berücksichtigten Anliegen aufgeführt. 

   

Inhalte der Teil- 

revision in Kürze 

 Durch die Teilrevision werden die geänderten gesetzlichen Vorgaben sowie die Er-

fahrungen aus dem Vollzug in die BZO integriert. Die Anpassungen erfolgen so, 

dass die Auswirkungen auf das Ortsbild möglichst gering bleiben. 

   

  Wesentlichste Änderungen durch die Einführung der IVHB 

 

Begriffsanpassungen IVHB 

In der Gemeinde Zumikon kommt es zur Anpassung folgender Begriffe: 

Alter Begriff Neuer Begriff 

• Gebäudehöhe  Fassadenhöhe 

• Firsthöhe  Fassadenhöhe/Gesamthöhe 

• Gesamtlänge  Gebäudelänge 

• Besondere Gebäude  Kleinbauten und Anbauten 

• Massgebliche Grundfläche  Anrechenbare Grundstücksfläche 

• Gewachsener Boden  massgebendes Terrain 

• Unterirdische Gebäude  Unterirdische Bauten und Unterniveaubauten 

   

  Neue Messweisen IVHB 

Die Fassadenhöhe entspricht weitgehend der Definition der "Gebäudehöhe" im bis-

herigen Recht. Für den oberen Messpunkt massgebend ist jedoch nicht mehr die 
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Schnittlinie der Fassade mit der Dachfläche, sondern die Schnittlinie der Fassaden-

flucht mit der Oberkante der Dachkonstruktion. Durch diese neue Messweise kön-

nen Bauten ohne Anpassung der bestehenden Höhenbeschränkungen ca. 30 bis 

50 cm höher in Erscheinung treten. Aus diesem Grund werden die Fassaden- bzw. 

Gesamthöhen gegenüber dem heutigen Mass um 30 cm reduziert.  

  

 

   

  Bei Flachdachgebäuden wurden Absturzsicherungen wie Geländer - sofern es sich 

nicht um feste Mauern handelte - bisher nicht in die Messweise einbezogen. Ge-

mäss der neuen Messmethode muss nun jede Absturzsicherung oder Brüstung in 

der Fassadenflucht berücksichtigt werden. Daher wird für offene Absturzsicherun-

gen/Brüstungen, die in der Fassadenflucht angeordnet werden, ein Fassadenhöhen-

zuschlag von 1.0 m gewährt. 

  

 

   

  Attikageschoss und Dachaufbauten 

Das Attikageschoss ist neu abschliessend im PBG geregelt. Aus diesem Grund ist 

die bestehende Regelung des Attikageschosses gemäss Art. 31 BZO nicht mehr zu-

lässig. Neu muss die Fassade des Attikageschosses nur noch um die Hälfte seiner 

Höhe zurückversetzt werden. Zudem dürfen Dachaufbauten - sofern die BZO nichts 

anderes bestimmt - nun auf der Hälfte der Fassadenlänge statt wie bisher auf einem 

Drittel errichtet werden. Die Teilrevision sieht vor, die bisherige Beschränkung auf 

einen Drittel beizubehalten (Art. 31 nBZO).  

 

Flachdachbauten in Hanglagen dürfen – wie bisher – Dachaufbauten bergseitig fas-

sadenbündig anordnen, jedoch nur auf maximal zwei Dritteln der zugehörigen Fas-

sadenlänge. Im Gegenzug muss auf die talseitige Dachaufbaute von maximal einem 



 

  Protokoll Gemeindeversammlung vom 10. Juni 2025 691 

Drittel verzichtet werden. Die Voraussetzungen hierfür werden neu in Abstimmung 

mit den neuen Messweisen gemäss IVHB in Art. 31 Abs. 2 definiert. 

 

  

 

   

  Bau- und Zonenordnung 

 

Allgemeine Änderungen 

Die Gemeinde strebt die Wahrung des bestehenden Ortsbilds an und reduziert die 

zulässigen Fassaden- bzw. Gesamthöhen in Abstimmung aufgrund der Messweise 

(vgl. vorangehende Erläuterungen) in den Zonen Kernzone, Quartiererhaltungszone, 

Zentrumszone, Wohnzone, Gewerbezone sowie Zone für öffentliche Bauten um je-

weils 30 cm.  

 

Des Weiteren werden die Höhenangaben wie in der Gewerbezone künftig in der 

Quartiererhaltungs- und Wohnzone zwischen Schräg- und Flachdächern unterschie-

den.  

 

Der Zusatz "bei erreichter Vollgeschosszahl" in den Zonen Kernzone, Quartiererhal-

tungszone, Zentrumszone und Wohnzone wird gestrichen, um Projekte, die sich 

besser ins Ortsbild einfügen, zu fördern. Im Gegenzug wird die Fläche anrechenba-

rer Räume in Untergeschossen auf 50 % beschränkt.  

 

Die zulässige Anzahl der anrechenbaren Dach-/Attikageschosse in der Quartierer-

haltungszone Q35a und Q35b sowie in der Wohnzonen W2/25 und W2/35 werden 

von zwei auf eines reduziert. Ursprünglich wurden sie im Rahmen der letzten Ge-

samtrevision durch einen Änderungsantrag in der Gemeindeversammlung auf zwei 

erhöht. In der Praxis erweist sich diese scheinbare Lockerung jedoch als problema-

tisch, da die geltenden Gebäudehöhen in diesen Zonen keine zwei anrechenbaren 

Dach- oder Attikageschosse zulassen. 
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Ortsbauliche Grundhaltung 

In der Gemeinde Zumikon sind seit 1. Oktober 2019 bzw. 1. Juli 2022 verbindliche 

Merkblätter/Leitfäden zu den Gestaltungskriterien und zum ökologischen Ausgleich 

in Anwendung. Es handelt sich dabei um wegleitende Vollzugsrichtlinien, die in der 

jeweils gültigen Fassung von der Baubehörde zur Beurteilung von Baugesuchen 

beigezogen werden. 

 

Zentrum 

Um die bisher gut durchmischte Nutzungsstruktur zu sichern und zu fördern sowie 

der kantonalen Planungspraxis zu entsprechen, wird in Art. 16 Abs. 2 BZO neu fest-

gelegt, dass in den Erdgeschossen im Bereich Morgental/Schwäntenmos, beim 

Dorfplatz sowie entlang der Dorfstrasse, die den massgeblichen Platz- und Stras-

senräumen zugewandt sind, nur gewerbliche, gewerbeähnliche und/oder öffentliche 

Nutzungen zulässig sind.  

 

Wohnzonen 

Im Sinn des Erhalts des durchgrünten Erscheinungsbilds und der damit verbunde-

nen hohen Wohnqualität werden die Gebäudelängen in den Wohnzonen W2/25 und 

W2/35 auf 25 m bzw. 30 m reduziert. Diese Anpassung wirkt sich nicht auf die Aus-

nützungsziffer aus. Diese bleibt unverändert. 

 

Ergänzende Bauvorschriften 

In Art. 29 BZO wird festgehalten, dass die Grünflächenziffer neu auch in der Wohn-

zone W2/25 anzuwenden ist. Dadurch kann das durchgrünte Erscheinungsbild ge-

wahrt werden.  

 

Kommunale Mehrwertabgabe auf Auf- und Umzonungen 

 

Gemäss § 19 Abs. 3 Mehrwertausgleichsgesetz (MAG) können Gemeinden einen 

Abgabesatz von 0 (Verzicht) bis höchstens 40 % auf den um CHF 100'000.00 redu-

zierten Mehrwert auf Planungsvorteile, die durch Auf- und Umzonungen entstehen, 

vorsehen. Die Gemeinden sind verpflichtet, den Umgang mit der kommunalen Mehr-

wertabgabe in der BZO festzulegen.  

 

Die Gemeinde Zumikon beantragt mit Art. 37 BZO den Verzicht auf die Erhebung ei-

ner kommunalen Mehrwertabgabe bei Auf- und Umzonungen, da sie mit der Grund-

stückgewinnsteuer konkurrieren würde. Eine bezahlte Mehrwertabgabe kann näm-

lich bei der Berechnung der Grundstückgewinnsteuer als Anlagekosten gewinnmin-

dernd angerechnet werden. Der Nachteil der Mehrwertabgabe besteht darin, dass 

diese Einnahmen in einen zweckgebundenen kommunalen Fonds fliessen müssten. 

Im Gegensatz zur Gewinnsteuer könnten diese Mittel ausschliesslich für raumplane-

rische Aufwertungsmassnahmen verwendet werden. Zudem würde die Verwaltung 

des Fonds zusätzlichen administrativen Aufwand verursachen 
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  Zonenplan 

 

Anpassung Zonenplan 

Im Bereich Ruchenacher/Chapfstrasse wird der festgestellte Wald in Übereinstim-

mung mit den geltenden Festlegungen gemäss Kataster der öffentlich-rechtlichen 

Eigentumsbeschränkungen im Zonenplan abgebildet. Es handelt sich dabei um eine 

Darstellungskorrektur ohne materielle Auswirkungen.  

 

Technische Bereinigung 

Der Zonenplan wird zudem aufgrund des am 5. Februar 2024 durch die Baudirektion 

des Kantons Zürichs festgesetzten Plans der kantonalen und regionalen Nutzungs-

zonen sowie der statischen Waldgrenzen technisch bereinigt. Die Details können 

dem Zonenplan im Massstab 1:5'000 entnommen werden.  

   

  Ergänzungspläne 

 

Aufhebung 

Mit der Rechtskraft der Gewässerräume wird der Ergänzungsplan "Gewässerab-

standslinie Schulhausbach" aufgehoben.  

 

Neue Festlegung 

Als Ergänzung zum neuen Art. 16 Abs. 2 BZO werden folgende Ergänzungspläne 

festgelegt: 

 Ergänzungsplan "Erdgeschossnutzungen Waltikon", 

 Ergänzungsplan "Erdgeschossnutzungen Zentrum". 

 

Auswirkungen  Die Auswirkungen der BZO-Revision wurden für folgende Bereiche geprüft: 

 

Siedlung 

Es finden keine Auf- oder Einzonungen statt. Die Einwohner- und Arbeitsplatzkapa-

zität wird gegenüber dem bestehenden Zonenplan somit nicht verändert. 

 

Orts- und Landschaftsbild 

Durch die Reduktion der Fassadenhöhen erfolgt eine Angleichung an die bisherige 

Messweise der Gebäudehöhe. Es ist somit davon auszugehen, dass mit der Umset-

zung der neuen Baubegriffe das Orts- und Landschaftsbild nicht beeinflusst wird. Es 

wird nicht damit gerechnet, dass die vorgesehenen neuen Bestimmungen die Wohn- 

und Lebensqualität negativ beeinflussen. Vielmehr sollen die Bestimmungen zum 

Beispiel die Körnigkeit in den Wohnzonen regulieren und die Verankerung der Ge-

staltungskriterien und der Anforderungen an die Siedlungsökologie soll dazu beitra-

gen, die Wohn- und Lebensqualität zu erhalten bzw. zu verbessern. Für die Land-

schaft werden keine negativen Auswirkungen erwartet. 
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Umwelt 

• Mit der Einführung der Grünflächenziffer in den durchgrünten Wohngebieten und 

der Verankerung der Merkblätter werden die Anliegen der Siedlungsökologie un-

terstützt und der übermässigen Wärmeabstrahlung im Siedlungsraum entgegen-

gewirkt.  

• Die Grösse des Baugebiets wird nicht verändert.  

• Die Teilrevision hat keine Auswirkungen auf die Bereiche Lufthygiene und Lärm.  

• Im Siedlungsgebiet von Zumikon sind an verschiedenen Stellen Einträge im Ka-

taster der belasteten Standorte vorhanden. Diese werden mit der vorliegenden 

Teilrevision nicht beeinflusst.  

• Es werden keine relevanten Anpassungen in den Konsultationsbereichen des 

Risikokatasters (Störfallvorsorge) vorgenommen.  

• Die Teilrevision hat keine Auswirkungen auf die bestehenden Fruchtfolgeflä-

chen. 

• Die Revision hat keinen Einfluss auf den Hochwasserschutz. Es finden keine 

Nutzungserhöhungen statt, die Einfluss auf das Schadenpotenzial haben könn-

ten. 

 

Mobilität 

Für gut mit dem öffentlichen Verkehr erschlossene Gebiete (Güteklasse A) bestand 

bereits die Pflicht zur Erstellung eines reduzierten Parkplatzangebots. Neu wird 

diese um das Gebiet der Güteklasse B ergänzt. 

 

Auswirkungen auf Nachbargemeinden 

Die Teilrevision hat keine erkennbaren Auswirkungen auf die Nachbargemeinden. 

 

Kantonale Mehrwertprognose 

Aus der Überarbeitung der kantonalen und regionalen Nutzungszonen resultieren 

"nicht zonierte" Flächen, die nun im Sinn der einer "technischen Bereinigung" einer 

kommunalen Nutzungszone zugewiesen werden. In Fällen, wo diese direkt an 

Bauzonen angrenzen, führt die Überarbeitung zu Kleinst-Einzonungen. Gemäss § 4 

MAG beträgt der Abgabesatz der kantonalen Mehrwertabgabe auf Einzonungen 

20 % bei einer Freigrenze von CHF 30'000.00 (§ 4 Abs. 2 MAG). Der Prozess der 

Bemessung gliedert sich in die Teilschritte Mehrwertprognose und nachgelagerte 

Mehrwertermittlung. Die Prognose beinhaltet die Werte sämtlicher vom kantonalen 

Mehrwertausgleich betroffenen Parzellen nach dem aktuellen Stand der Planung. 

Die durch den Kanton ermittelte kantonale Mehrwertprognose der Planungsmass-

nahmen ergab einen Mehrwert von insgesamt rund CHF 168'800.00. Die Grundei-

gentümerschaft wird vom Kanton schriftlich informiert.  

   

Bereinigung  

kommunaler  

Richtplan 

 Der Richtplan Verkehr "Verkehrsplan" wird punktuell revidiert. Der Schlittelweg auf 

dem Chapfweg wurde in der letzten Gesamtrevision nicht auf dem richtigen Stras-

senabschnitt festgesetzt. Es erfolgt eine technische Bereinigung ohne wesentliche 

Auswirkungen.  

   



 

  Protokoll Gemeindeversammlung vom 10. Juni 2025 695 

Vorbereitung und 

Durchführung der 

Gemeinde-            

versammlung 

 Die vollständigen Unterlagen zur Teilrevision, inkl. Bericht zur Mitwirkung liegen, wie 

üblich bei Geschäften der Gemeindeversammlung, zu den ordentlichen Öffnungs-

zeiten in der Gemeindeverwaltung beim Sekretariat Gemeinderat, 1. Obergeschoss, 

Büro 104, Dorfplatz 1, auf. Zusätzlich ist das vollständige Dossier auch auf der 

Website der Gemeinde (www.zumikon.ch) zu finden unter Politik > Gemeindever-

sammlung > 10. Juni 2025.  

 

Im Interesse an einer geordneten und effizienten Versammlungsführung wird darum 

gebeten, allfällige Änderungsanträge bereits im Voraus, bis spätestens am 3. Juni 

2025, der Abteilung Hochbau schriftlich zuzustellen. 

   

Empfehlung  Die vorliegende Teilrevision der kommunalen Nutzungsplanung entspricht den Zie-

len und Grundsätzen der Raumplanung. Mit der Teilrevision werden die übergeord-

neten Vorgaben in der Gemeinde Zumikon verankert und gleichzeitig deren Auswir-

kungen auf das bestehende Erscheinungsbild durch Anpassungen in der BZO mini-

miert. Sachpläne und Konzepte des Bunds werden nicht tangiert. Die verbindlichen 

Vorgaben von kantonalen, regionalen und kommunalen Richtplänen werden respek-

tiert. Den besonderen Anforderungen des Umweltschutzes (USG, LRV, LSV) wird 

Rechnung getragen. 

 

Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmberechtigten, die Vorlage anzunehmen. 

   

Referent  Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust 

   

  Zumikon, 17. März 2025 

   

  Gemeinderat Zumikon  

 

 

Stefan Bührer  Thomas Kauflin  

Gemeindepräsident Gemeindeschreiber 

   

In der Aktenauflage  • Protokollauszug Gemeinderat vom 17. März 2025 (GR 2025-38) 

• Protokollauszug Gemeinderat vom 3. März 2025 (GR 2025-24) 

• Protokollauszug Gemeinderat vom 16. April 2024 (GR 2024-45) 

• Dossier Teilrevision Richt- und Nutzungsplanung vom 25. Januar 2025, von  

Suter von Känel Wild – Planer und Architekten AG, bestehend aus folgenden 

Dokumenten: 

- Erläuterungsbericht gemäss Art. 47 RPV zur Nutzungsplanung 

- Bau- und Zonenordnung, 

- Zonenplan, 1:5000, 

- Ergänzungsplan "Erdgeschossnutzungen Waltikon", 1:1000, 

- Ergänzungsplan "Erdgeschossnutzungen Zentrum", 1:1000, 

- Erläuterungsbericht gemäss Art. 47 RPV zur Richtplanung,  

http://www.zumikon/
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- Richtplan Verkehr "Verkehrsplan", 1:5000, 

- Bericht zur Mitwirkung. 

• Weitere Beilagen: 

- Merkblatt Gestaltungskriterien,  

- Leitfaden ökologischer Ausgleich,  

- Merkblatt Siedlungsökologie (Anforderungen ökologischer Ausgleich). 
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Referat des Gemeinderats (Gemeindepräsident Stefan Bührer)  

Der Gemeindepräsident erwähnt, dass die vorgeschriebene Harmonisierung der Baubegriffe und der Mehr-

wertausgleich die Auslöser für die Teilrevision der Bau- und Zonenordnung (BZO) sind. Der Vorsteher Hoch-

bau wird die Teilrevision im Detail in Teilkapiteln vorstellen; das erste Kapital umfasst die Harmonisierung 

der Baubegriffe. Es besteht nach jedem Kapitel die Möglichkeit, Fragen zu stellen, welche dann beantwortet 

werden. Falls Änderungsanträge gestellt und angenommen werden, werden diese in die Schlussabstim-

mung eingebracht. Vorgängig sind einige Änderungsanträge eingegangen. Der Gemeindepräsident bedankt 

sich bei den antragsstellenden Personen und erwähnt, dass die Anträge, trotz dem vorgängigen Einreichen, 

an der heutigen Gemeindeversammlung persönlich formuliert werden müssen. Bei der Teilrevision der BZO 

wurde die Gemeinde Zumikon durch Anita Brechbühl von der Suter von Känel Wild AG unterstützt. Sie ist 

heute vor Ort und bei technischen Fragen werden uns erlauben, sie für die Beantwortung beizuziehen. Auch 

der Leiter Hochbau Gideon Laukhuf ist anwesend und wird einige technische Erläuterungen zur Revision der 

BZO abgeben. Beim Abstimmungsverhalten wird der Gemeinderat seinen eigenen Anträgen folgen, was be-

deutet, dass Änderungsanträge abgelehnt werden. Stefan Bührer erwähnt, dass er sich der Stimmabgabe 

enthalten wird, damit er einen allfälligen Stichentscheid fällen könnte.  

 

Referat des Gemeinderats (Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust) 

Der Vorsteher Hochbau erwähnt, dass interessierte Stimmbürgerinnen und Stimmbürger die Gelegenheit 

hatten, zwei Informationsveranstaltungen zu besuchen. Ziemlich genau vor sieben Jahren hat die Gemein-

deversammlung (GV) die Totalrevision der BZO genehmigt. Diese hat sich im Grossen und Ganzen bewährt, 

wenngleich nicht alle Massnahmen zielkonform greifen. Die GV hat sich 2015 u.a. zu drei Handlungsgrund-

sätzen bekannt. Erstens soll sich Zumikon innerhalb des bestehenden Siedlungsgebiets entwickeln, zwei-

tens soll die innere Entwicklung primär in den gut erschlossenen Lagen rund um die Forchbahnstationen er-

folgen und drittens soll das durchgrünte Erscheinungsbild erhalten bleiben.  

Mit der Übernahme der harmonisierten Baubegriffen sowie der Festlegung einer Regelung zur kommunalen 

Mehrwertabgabe zwingen nun zwei übergeordnete Vorlagen die Gemeinde dazu, das Dossier nochmals an-

zupacken und noch dieses Jahr darüber zu entscheiden. Die Anträge des Gemeinderats werden im Detail 

erläutert.  

Um das Planungs- und Baurecht für die Bauwirtschaft und die Bevölkerung zu vereinfachen, sollen die wich-

tigsten Baubegriffe und Messweisen gesamtschweizerisch vereinheitlicht werden. Bei der Teilrevision der 

BZO handelt es sich somit zu einem grossen Teil um den Nachvollzug von übergeordnetem Recht. Die Orts-

planungskommission bzw. der Gemeinderat haben jedoch bei der Umsetzung darauf geachtet, dass sich 

Bauten, die nach neuer BZO gebaut werden, möglichst gut in den Bestand integrieren. Die geltenden Rege-

lungen der bestehenden BZO werden also weitestgehend beibehalten.  

Da die Einführung der neuen Baubegriffe auch neue Messweisen zur Folge hat, müssen jedoch punktuelle 

Anpassungen an den Grundmassen vorgenommen werden. Mit diesen minimalen Eingriffen soll das Er-

scheinungsbild gemäss geltender BZO möglichst erhalten bleiben.  

Nach alter BZO bzw. mit den alten Begriffen wurde die Gebäudehöhe an der Oberkante der Dachfläche ge-

messen. Neu wird die Fassadenhöhe an der Oberkante der Dachkonstruktion gemessen. Auf dieser folgen 

nun die Isolationsschichten, das eigentliche Ziegel- oder Flachdach sowie möglicherweise noch Solarpanels. 

Dieser Aufbau könnte bis zu einem halben Meter dick werden. Neubauten würden also ohne Korrektur um 

30 bis 50 cm höher in Erscheinung treten als der Bestand. Der Gemeinderat beantragt daher, die Gebäude-

höhen in allen Wohnzonen um 30 cm zu reduzieren. Die Fassaden- oder Gesamthöhe beträgt somit neu 

7.20 m anstatt 7.50 m. Die neue Regelung gilt auch für Gebäude mit Flachdach bzw. Attikageschoss. Hier 

wird ein Zuschlag von 1 m für offene Absturzsicherungen (Geländer) gewährt; diese Anpassung ist nötig, 
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weil nach alter Messweise ohne Geländer gemessen wurde. Wie eingangs erwähnt, definiert das neue PBG 

abschliessend die Dimension von Attikageschossen. Auf Ebene Gemeinde kann lediglich die Gesamtbreite 

von Dachaufbauten festgelegt werden. Diese soll in Zumikon wie in der bestehenden BZO max. 1/3 der be-

treffenden Fassadenlänge betragen. Wie bisher soll bei der Anordnung der Dachaufbauten ein Anordnungs-

spielraum gewährt werden; d.h. es ist zulässig, die beiden Drittel auf einer Gebäudeseite zu kombinieren.  

 

Diskussion 

Gemeindepräsident Stefan Bührer fragt die Stimmberechtigten, ob es zum behandelten Thema Wortmeldun-

gen oder Änderungsanträge gibt. Das Wort wird nicht gewünscht.  

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer informiert die Stimmberechtigten darüber, dass die Informationen zur 

BZO mit dem Thema "Mehrwertausgleichsgesetz" fortgesetzt werden.  

 

Fortsetzung Referat des Gemeinderats (Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust) 

Der Vorsteher Hochbau erklärt, dass das revidierte Raumplanungsgesetz von den Kantonen verlangt, dass 

sie erhebliche planungsbedingte Vor- und Nachteile ausgleichen. Das kantonale Mehrwertausgleichsgesetz 

(MAG), welches am 28. Oktober 2019 vom Kantonsrat verabschiedet wurde, setzt diese bundesrechtlichen 

Vorgaben um. Der Abgabesatz auf den entstehenden Mehrwert beträgt im Kanton Zürich 20 % für Einzonun-

gen und wird vom Kanton erhoben.  

Gestützt auf § 19 ff MAG bei Auf- und Umzonungen können die Gemeinden zusätzlich eine kommunale 

Mehrwertabgabe zwischen 0 % und höchstens 40 % des um CHF 100'000.00 gekürzten Mehrwerts erheben. 

Zusätzlich müssen sie eine Freigrenze zwischen 1'200 und 2'000 m2 festlegen, welche nicht belastet werden 

soll. Diese Einnahmen fliessen dann in einen kommunalen Ausgleichsfonds, der für kommunale Planungs-

massnahmen verwendet werden muss. Die aktuelle BZO Revision sieht weder Auf- noch Umzonungen vor, 

somit ergeben sich mittelfristig keine kommunalen Abschöpfungen. Die Freifläche von mind. 1'200 m2 würde 

ohnehin die meisten Grundstücke in Zumikon von der Mehrwertabgabe ausschliessen. Zudem ist die Ver-

wendung eines Fonds für kommunale Planungsmassnahmen stark eingeschränkt und für eine kleine Ge-

meinde sehr schwierig umzusetzen. Schliesslich reduziert eine Mehrwertabgabe die Einnahmen aus Grund-

stückgewinnsteuern, über welche die Gemeinde frei verfügen kann. Der Gemeinderat beantragt der Gemein-

deversammlung, auf eine kommunale Mehrwertabgabe gemäss Art. 37 zu verzichten bzw. diese mit 0 % 

festzusetzen. 

 

Bericht der Rechnungsprüfungskommission (Präsident Dominik Ziegler) 

Der Präsident der Rechnungsprüfungskommission (RPK) ergreift das Wort und erwähnt, dass die Teilrevi-

sion der Bau- und Zonenordnung finanzpolitisch nicht relevant ist, mit Ausnahme vom kommunalen Mehr-

wertausgleich. Der kommunale Mehrwertausgleich ist für Zumikon nicht von Vorteil, da die Mehreinnahmen 

aufgrund der Zweckgebundenheit ausschliesslich für eng definierte raumplanerische Ausgleichsmassnah-

men verwendet werden dürfen. Die RPK unterstützt den Antrag des Gemeinderats und empfiehlt der Ge-

meindeversammlung, diesem zuzustimmen.  

 

Diskussion 

Gemeindepräsident Stefan Bührer fragt die Stimmberechtigten, ob es zu diesem Thema Wortmeldungen  

oder Änderungsanträge gibt. Das Wort wird nicht gewünscht. 
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Gemeindepräsident Stefan Bührer informiert die Stimmberechtigten darüber, dass die Informationen zur 

BZO mit dem Thema "Nachvollzug übergeordnete Vorgaben" fortgesetzt werden.  

 

Referat des Gemeinderats (Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust) 

Der Vorsteher Hochbau erwähnt, dass das Amt für Raumentwicklung im Rahmen der Vorprüfung verfügte, 

dass die Gemeinde für die Zentrumszonen einen Nachweis über einen Anteil von 20 % für gewerbliche oder 

gewerbeähnliche öffentliche Nutzungen zu erbringen hat. Die Auflage gilt für die dem Platz oder der Strasse 

zugewandte Seite der Erdgeschosse. Zumikon ist in der glücklichen Lage, dass die Gemeinde diesen Nach-

weis erbringen kann. Die Ergänzungspläne dienen dazu, dies sicherzustellen.  

Die Baudirektion überprüft regelmässig die Waldgrenzen. Konkret werden kleine Parzellen, die bisher als 

Wald klassifiziert waren, einer anderen Nutzungszone, z.B. einer Wohnzone, zugeschlagen. Diese Mass-

nahme muss verwaltungstechnisch von der Gemeinde in der BZO nachvollzogen werden. Betroffene Grund-

eigentümer wurden vom Kanton schriftlich benachrichtigt. 

Mit der Gesamtrevision der BZO 2018 hat der Gemeinderat ein zeitgemässes, schlankes Regelwerk ge-

schaffen. Im Rahmen der Vorprüfung wies der Kanton die Gemeinde an, die ortsbauliche Grundhaltung ge-

mäss Art. 3 BZO z.B. die stimmige Körnung der Bauten oder das durchgrünte Erscheinungsbild durch ent-

sprechende Verordnungen zu definieren, damit es bei der Umsetzung eine einheitliche Handhabung gibt. 

Daraus resultierten die Merkblätter "Siedlungsökologie und "Gestaltungskriterien". Neu sollen diese Merk-

blätter als Vollzugsinstrumente in der BZO verankert werden. Es gilt zu erwähnen, dass an dieser Stelle 

nicht über den Inhalt der Merkblätter, sondern über Art. 3 der BZO diskutiert wird. Die inhaltliche Festlegung 

der Gestaltungskriterien liegt gemäss geltender BZO in der Kompetenz des Gemeinderats.  

 

Diskussion 

Gemeindepräsident Stefan Bührer fragt die Stimmberechtigten, ob es hierzu Wortmeldungen oder Ände-

rungsanträge gibt. Das Wort wird nicht gewünscht.  

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer informiert die Stimmberechtigten darüber, dass die Informationen zur 

BZO mit dem Thema "Korrekturen und Anpassungen aufgrund Vollzugserfahrungen" fortgesetzt werden.  

 

Referat des Gemeinderats (Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust) 

Der Vorsteher Hochbau erwähnt, dass im geltenden Richtplan Verkehr ein Schlittelweg falsch eingezeichnet 

ist, was nun korrigiert wird.  

Die nächste Anpassung betrifft die geltende Regelung der Dachgeschosse. In Quartiererhaltungs- und 

Wohnzonen sind gemäss BZO zwei Dachgeschosse zulässig; diese sollen von zwei auf ein anrechenbares 

Dachgeschoss reduziert werden (Art. 12 und 17). Mit den geltenden Gebäudehöhen ist die Erstellung von 

zwei Dachgeschossen technisch praktisch nicht möglich. Die aktuelle BZO erlaubt ein anrechenbares Dach- 

und Untergeschoss nur "bei erreichter Vollgeschosszahl"; dieser Zusatz soll gestrichen werden. Damit ist die 

Nutzung des Untergeschosses sowie eines Dachgeschosses zukünftig auch bei nur einem Vollgeschoss 

möglich. Im Gegenzug sollen die anrechenbaren Räume im Untergeschoss auf 50 % der Fläche reduziert 

werden. Diese Einschränkung wurde im Vorfeld der Versammlung von einzelnen Investoren heftig kritisiert, 

da diese mit einer Nutzungseinschränkung und damit einer Werteinbusse verbunden sei. Diese Kritik weist 

der Gemeinderat zurück. In der Praxis versuchten nun findige Investoren und Architekten trotzdem, diese 

Bestimmung auszuhöhlen, um auch in den Untergeschossen weitere Wohnungen oder weiteren Wohnraum 
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bauen zu können. Dies führt wiederum dazu, dass neue Mehrfamilienhäuser in einer zweistöckigen Wohn-

zone als vierstöckige Gebäude in Erscheinung treten. Der Leiter Hochbau Gideon Laukhuf wird diese Rege-

lung aus architektonischer Sicht gerne noch etwas konkreter ausführen. 

 

Der Leiter Hochbau Gideon Laukhuf verweist auf die eingeblendete Skizze des gegnerischen Komitees zur 

Hand und erklärt, dass seit 2018 theoretisch das gesamte Untergeschosses als "Gratisfläche" genutzt wer-

den konnte. Es sei aber zu keinem Zeitpunkt vorgesehen gewesen, dass effektiv das ganze Untergeschoss 

zu Wohnzwecken genutzt werden könne. Der neue Vorschlag des Gemeinderats sieht vor, dass im Unterge-

schoss lediglich noch 50 % anrechenbare Fläche erstellt werden darf. Zwei Skizzen auf der Visualisierung 

wurden aus Sicht der Gemeinde nicht korrekt dargestellt. Die Räumlichkeiten im Untergeschoss dürfen 

selbstverständlich auch zukünftig gebaut und ausgenutzt werden, jedoch mit einer Nutzung als bspw. Keller 

und nicht als Wohnraum. Die Regelung legalisiert Räume, die nicht zum dauerhaften Aufenthalt dienen. 

Werden in den Zumiker Wohnzonen mehr Mehrfamilienhäuser gebaut, müssen früher oder später vermutlich 

die Strassen ausgebaut werden, da diese für derart viel Verkehr nicht ausgelegt sind. Durch die neue Rege-

lung gibt es im Attikageschoss mehr Wohnfläche, was einen zusätzlichen Vorteil darstellt. 

 

Diskussion 

Gemeindepräsident Stefan Bührer fragt die Stimmberechtigten, ob es Wortmeldungen oder Änderungsan-

träge gibt. 

 

Christian Mathis erklärt, dass er sich im Vorfeld erkundigt hat, was mit der Teilrevision der BZO eingegrenzt 

werden soll. Er möchte, dass die Ausnützung des Untergeschosses so wie bisher beibehalten werden kann. 

Die Gebäudelänge und Gebäudehöhe sind eingegrenzt, die Baukörper bleiben erhalten. Es geht lediglich 

um die Ausnutzung des Kellers, damit bspw. eine Sauna oder ein Büro eingebaut werden können, da sich 

viele Gebäude für eine solche Ausnutzung eignen würden. In Zumikon ist die Bevölkerung liberal; die Ein-

schränkungen, welche der Gemeinderat präsentiert hat, schränken Investoren ein. Wenn ein Haus ausge-

baut wird, hat ein Kellerabteil weniger Wert als ein Hobbyraum. Durch die vorgeschlagene Regelung wird 

der Preis für die Grundstücke in Zumikon unnötig beschränkt. Der Vorschlag vom Kanton muss nicht weiter 

eingeschränkt werden. Christian Mathis stellt den Änderungsantrag, aus den Art. 12, 15 und 17 BZO jeweils 

die Fussnote 2 zu streichen.  

 

Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust erwähnt, dass es nach wie vor möglich ist, einen Keller im Unterge-

schoss zu erstellen. Dieser zählt nicht zur Ausnützung, wenn er keine Wohnzwecke beinhaltet. Somit kann 

diese Regelung als tendenziell positiv beurteilt werden. Er bittet die Stimmberechtigten, sich gut zu überle-

gen, ob sie die Mit-Zumiker schützen möchten oder auswärtige Investoren unterstützen möchten. Mit der Ab-

stimmung schwächen sie den Vollzug, was mehr Fragen, mehr Gerichtsverhandlungen etc. generiert. Zu-

dem erhöht diese Regelung den Aufwand der Verwaltung.  

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer erwähnt, dass der Änderungsantrag von Christian Mathis entsprechend 

notiert wurde und im Anschluss an die Diskussion darüber abgestimmt wird.  

 

Philip Bodmer erwähnt, dass er nicht mit einer Partei oder als Investor assoziiere. Er empfiehlt, auf die Be-

schränkung der Untergeschoss-Nutzung von 50 % zu verzichten, identisch zum Änderungsantrag von Chris-

tian Mathis. Zudem unterbreitet er einen zweiten Änderungsantrag, wonach die Reduktion der maximalen 

Gebäudelänge in der W2/25 von 35 m auf 25 m, sowie in W2/35 von 35 m auf 30 m ersatzlos gestrichen 
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werden soll. Die Fläche im Untergeschoss auf maximal 50 % zu beschränken sei sachlich nicht gerechtfer-

tigt und ist sehr einschneidend, da es eine sinnvolle Flächennutzung verhindert. Die Gebäudedimensionen 

und Masse bleiben unverändert, die Regelung trifft zudem lediglich auf Neubauten in Hanglagen zu. Auf-

grund des Fluglärms im Chapf-Gebiet ist es sinnvoll, Räumlichkeiten im Untergeschoss zu erstellen und nut-

zen zu können.  

Die Reduktion der maximalen Gebäudelänge in der W2/25 von 35 m auf 25 m, sowie in W2/35 von 35 m auf 

30 m ist eine Einschränkung der planerischen Möglichkeit, welche die Realisierung von architektonisch sinn-

vollen Baukörpern erschwert. Die Regelung führt dazu, dass die Gebäudehöhe ausgenutzt werden muss; 

freiwilliges tieferes Bauen wird durch die neue Regelung nicht mehr vorkommen. Die beiden neuen Regelun-

gen stellen einen massiven Eingriff in die Eigentumsrechte der Grundstückseigentümer dar. Beide Änderun-

gen verursachen Wertminderungen an den Grundstücken. Die aktuelle BZO ist ausgewogen und sachge-

recht, weshalb Philip Bodmer empfiehlt, die BZO so zu belassen wie sie ist und seinen Änderungsanträgen 

zu folgen.  

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer erwähnt, dass die Änderungsanträge entsprechend notiert wurden und zu 

einem späteren Zeitpunkt darüber abgestimmt wird. Über das Thema der Gebäudelängen wird erst zu einem 

späteren Zeitpunkt separat informiert. 

 

Marco Ziegler bittet die Gemeindeversammlung, die Änderungsanträge von Christian Mathis und Philipp 

Bodmer abzulehnen. Die Gebäude haben durch die neue Regelung nicht weniger Wert, sondern zusätzliche 

Flächen im Attikageschoss, was einen sehr grossen Mehrwert generiert. In einem Attikageschoss kann 

durch die neue Regelung 40 % mehr Wohnfläche generiert werden, sofern dem Antrag des Gemeinderats 

gefolgt wird. Die Flächen im Attikageschoss sind einiges wertvoller als Flächen im Untergeschoss. Verschie-

dene Immobilienentwicklungsfirmen waren in Zumikon sehr aktiv und haben die Regelung ausgenutzt und in 

Untergeschossen vollständig ausgebaute Wohnungen erstellt. Im Chapf-Gebiet gibt es Mehrfamilienhäuser 

mit fünf Stockwerken. Christian Mathis verschweige, dass er mit Unterstützung der Immobilienfirma SPS 

handelt. Sämtliche Plakate und Flyer seien von dieser Firma mit einer Werbeagentur erstellt worden. Marco 

Ziegler ist der Ansicht, dass sich Bürger nicht durch Immobilienentwicklungsfirmen kaufen lassen dürfen, um 

die Anträge des Gemeinderats abzulehnen. Es gehe nicht, dass im Rahmen einer BZO Partikularinteressen 

verfolgt werden; weder von Immobilienfirmen noch von Einzelpersonen. Wichtig ist, dass das verdichtete 

Bauen in der Zentrumszone und nicht in den Wohnzonen stattfindet. In den Einfamilienhaus-Zonen soll es 

eine gute Durchmischung geben und keine fünfgeschossigen Mini-Hochhäuser. Er bittet die Gemeindever-

sammlung, dem Antrag des Gemeinderats zuzustimmen und die beiden Änderungsanträge abzulehnen.   

 

Christian Mathis ergreift erneut das Wort und erwähnt, dass das Einzige was er erreichen möchte ist, dass 

das Untergeschoss ausgenutzt werden darf. Das mit dem Attikageschoss sei eine bestehende Regelung, da 

werde kein Mehrwert geschaffen. Wenn die BZO in veränderter Ausgangslage angenommen wird, kann 

nicht von Hochhäusern gesprochen werden. Er habe nach einem Lesebrief im Zolliker Zumiker Boten Zu-

spruch von verschiedenen Seiten erhalten und entschieden, sich in dieser Sache zu engagieren - und ja, am 

Schluss müsse jemand die Kosten dafür tragen. Ein zukünftiger Investor interessiert sich nicht für heutige 

Entscheidungen - er prüft was realisierbar ist und zahlt dafür einen angemessenen Preis. Wenn die Unterge-

schoss-Regelung nicht möglich gemacht wird, schaden wir nicht den Investoren, sondern uns selbst.  
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Marco Ziegler ergreift das Wort ebenfalls nochmals und wiederspricht Christian Mathis beim ersten Punkt. 

Im Attikageschoss kann mit der neuen Regelung bis zu 40 % mehr Fläche geplant werden, was einen deutli-

chen Mehrwert gibt.  

Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust bestätigt, dass die neue Regelung bezüglich der Attikageschosse ei-

nen Mehrwert bringt. Diese Regelung ist die Folge der Harmonisierung der Baubegriffe und des neuen Pla-

nungs- und Baugesetzes. Marc Bohnenblust erwähnt, dass er es nicht auf die Dienste des Gemeinderats 

schreiben möchte, da der Gemeinderat nicht mehr Attikageschosse im Tausch gegen weniger Unterge-

schoss-Nutzung gibt. Es gibt grundsätzlich keine Einschränkung der Nutzung im UG, da Nebenräume wei-

terhin erstellt werden können. Die Wohnräume werden auf 50 % reduziert. Er bittet die Gemeindeversamm-

lung, diese Präzisierungen zur Kenntnis zu nehmen.  

 

Caroline Funck meldet sich als Vorstandsmitglied der glp zu Wort. Die Vorlage tendiert nicht auf den bisher 

erstellten Bauten, sondern auf Neubauten. Mit der Zustimmung zu den Änderungsanträgen wäre es möglich, 

dass auch das Untergeschoss als Wohnfläche genutzt werden kann. Solche Gebäude würden als Bauten 

mit vier Geschossen in Erscheinung treten. Die glp bekennt sich zur inneren Verdichtung in der Zentrums-

zone um die Forchbahn-Stationen und nicht in den Quartieren. Die glp empfiehlt daher, den Änderungsan-

trag von Christian Mathis abzulehnen und dem Antrag des Gemeinderats zu folgen.  

 

Jürg Zwicky erwähnt, dass der Vermögenswert nicht im Vordergrund steht, sondern die Umgebung und ob 

diese wohnlich, grün und überblickbar bleibt. Die Umgebung soll frei von viergeschossigen Liegenschaften, 

welches Renditeliegenschaften sind, bleiben. Er unterstützt den Antrag des Gemeinderats, auch wenn die-

ser die Höchstpreis-Mentalität bricht. Er wohnt lieber in einem schönen Quartier in welchem die Grundstücke 

weniger Wert haben und zahlt nebenbei noch etwas weniger Vermögenssteuer.  

 

Monika Chen erwähnt, dass schliesslich die Ausnutzung des Grundstücks entscheidend ist - unabhängig da-

von, ob es sich um eine Privatperson oder einen Investor handelt. Angesichts der massiv gestiegenen 

Grundstückspreise benötigen auch Privatpersonen erhebliche finanzielle Mittel, um ein grosses Grundstück 

erwerben zu können. Jeder wird versuchen, das Maximum auszunutzen; die äussere Erscheinung vom 

Haus wird sich jedoch nicht ändern; ein viergeschossiges Haus wird sowieso dort stehen, egal wie es gere-

gelt ist.  

 

Agnes Graf ist verwirrt, da von viergeschossigen oberirdischen Gebäuden gesprochen wird. Davon könne 

doch keine Rede sein. Das Untergeschoss ist ihrer Einschätzung nach nicht oberhalb des Bodens.  

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer erwähnt, dass Untergeschosse in Hanglagen von unten betrachtet aus 

dem Boden herausragen und somit oberirdisch in Erscheinung treten können. 

 

Agnes Graf gibt sich mit der Antwort von Stefan Bührer zufrieden und weist darauf hin, dass im Chapf-Ge-

biet gescheiter die Hindernisse in der 30-er-Zone entfernt werden sollen.  

 

Petra Camathias zeigt Bilder von verschiedenen Bauten welche in Zumikon realisiert werden und zeigt damit 

auf, dass es im Chapf-Gebiet möglich ist, ein fünfgeschossiges Wohnhaus zu erstellen. Investoren kaufen 

mehrere Grundstücke und legen sie dann zusammen und bauen mehrere Mehrfamilienhäuser. Bei einem 

Bau ist die Gemeinde bis vor Verwaltungsgericht gegangen und hat den Rekurs aber verloren. Wenn Inves-

toren eine Parzelle haben, welche genügend gross ist, können jegliche Regelungen ausgeschaltet werden. 
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Die Abstände zu anderen Parzellen müssen eingehalten werden; innerhalb der Parzelle kann jedoch so 

nahe gebaut werden wie man möchte. Durch das zusätzliche Attikageschoss können die Bauten noch grös-

ser gemacht werden. Wenn die Änderungsanträge angenommen werden, erhält die Bevölkerung der Ge-

meinde Zumikon noch mehr als der Gemeinderat wollte. Sie appelliert an die Versammlung und bittet, dem 

Antrag des Gemeinderats zu folgen.  

 

Abstimmung über den Änderungsantrag von Christian Mathis  

Dem Änderungsantrag zur Streichung des Passus "Begrenzung anrechenbare Räume im Untergeschoss auf 

maximal 50 % der Fläche, die sich bei gleichmässiger Verteilung der gesamten zulässigen Ausnützung auf 

die zulässige Vollgeschosszahl ergibt." aus den Artikeln 12, 15 und 17 BZO, jeweils in der Fussnote 2, wird, 

durch Handerheben, mit deutlicher Mehrheit, zugestimmt. 

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer informiert die Stimmberechtigten darüber, dass die Informationen zur 

BZO mit dem Thema "Gebäudelängen" fortgesetzt werden.  

 

Referat des Gemeinderats (Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust) 

Der Vorsteher Hochbau erwähnt, dass in den vergangenen fünf Jahren vor allem im Chapf-Quartier einige 

grossvolumige Mehrfamilienhäuser entstanden sind, teilweise auch mit der Rechtsprechung durch das Bau-

rekursgericht oder sogar durch das Verwaltungsgericht und entgegen dem Willen der Baubehörde. Insbe-

sondere hat sich gezeigt, dass die Körnigkeit der Bebauungsstruktur im Rahmen vor Gericht keinen Bestand 

hat.  

Die geltende Bauordnung lässt in den Bauzonen W2/25 und W2/35 eine Gebäudelänge von 35 m zu, was 

erheblich mehr ist als in vergleichbaren Nachbargemeinden. Um diese Wohnquartiere vor übermässig wuch-

tigen Neubauten zu schützen, sollen die Gebäudelängen neu in den Zonen W2/25 auf 25 m und in den Zo-

nen W2/35 auf 30 m reduziert werden. Die Ausnützungsziffer ist von dieser Massnahme nicht betroffen.  

 

Diskussion  

Gemeindepräsident Stefan Bührer bedankt sich beim Vorsteher Hochbau und erwähnt, dass alle Vorschläge 

des Gemeinderats darauf abzielen, das heutige Erscheinungsbild der Gemeinde Zumikon auch in Zukunft zu 

wahren. Der Gemeindepräsident erkundigt sich, ob es noch weitere Wortmeldungen oder Änderungsanträge 

zu diesem Thema gibt, was nicht der Fall ist. Damit kann nun über den Änderungsantrag von Philip Bodmer 

zu den Gebäudelängen abgestimmt werden.  

 

Abstimmung über den Änderungsantrag von Philip Bodmer  

Der Änderungsantrag zur Streichung der Reduktionen in Art. 17 BZO "Reduktion maximale Gebäudelänge 

(vormals: Gesamtlänge) in W2/25 von 35 m auf 25 m, sowie in W2/35 von 35 m auf 30 m." wird, durch Hand-

erheben, mit deutlicher Mehrheit, abgelehnt. 

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer informiert die Stimmberechtigten darüber, dass die Informationen zur 

BZO mit dem Thema "Parkierung" fortgesetzt werden.  

 

Referat des Gemeinderats (Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust) 

Der Vorsteher Hochbau erwähnt, dass die Zonen rund um die Forchbahn-Stationen neu zur Erschliessungs-

Güteklasse B zählen. Die Anzahl Parkplätze für Einfamilienhäuser gem. Art. 26 BZO kann somit erleichtert 
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werden. Für diese gilt künftig die Mindestvorgabe von zwei Parkplätzen. Geöffnet wird auch die Mindestan-

zahl Parkplätze für Gewerbebetriebe und Wohnnutzungen in den ÖV-Güteklassen B. Mit der Massnahme 

haben Grundeigentümer und Gewerbetreibende einen Anreiz, die Anzahl Parkplätze zugunsten von Mietern 

oder Mitarbeitenden ohne Fahrzeug, zu reduzieren. Selbstverständlich dürfen weiterhin auch mehr Park-

plätze gebaut werden.  

 

Diskussion  

Gemeindepräsident Stefan Bührer fragt die Stimmberechtigten, ob es Wortmeldungen oder Änderungsan-

träge gibt. 

 

Ueli Hauser erkundigt sich in Bezug auf seinen Gewerbebetrieb im Schwäntenmos und möchte wissen, ob 

es eine verschärfende Regelung zur Anzahl Parkplätze pro Mitarbeiter gibt.  

 

Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust bittet Anita Brechbühl von Suter von Känel Wild AG, die Frage zu be-

antworten. 

 

Anita Brechbühl von Suter von Känel Wild AG erwähnt, dass sich an der bestehenden Mitarbeitenden-Park-

platz-Regelung in der Gewerbezone nichts ändert. Die vorgeschriebene Anzahl Parkplätze pro Mitarbeitende 

und Besuchende bleibt unverändert bestehen. Die entsprechenden Vorgaben sind in der bestehenden BZO 

festgehalten; zudem gelten die Bestimmungen der VSS. 

 

Ueli Hauser bedankt sich für die Rückmeldung und erwähnt, dass er sich die Details gerne anschauen wird.  

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer informiert die Stimmberechtigten darüber, dass die Informationen zur 

BZO mit dem Thema "Begrünung" fortgesetzt werden.  

 

Referat des Gemeinderats (Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust) 

Der Vorsteher Hochbau erläutert, dass das klimagerechte Bauen immer wichtiger wird. Der Kanton Zürich 

schreibt die Vorgaben für die Begrünung und Umgebungsgestaltung verbindlich fest. Vor diesem Hinter-

grund beantragt der Gemeinderat, in Art. 29, Abs. 1, zu präzisieren, dass auch bei einer Nutzung von Flach-

dächern mit Solar-Panels eine Begrünung vorzusehen ist. Unter Abs. 2 soll der Geltungsbereich der Zonen 

mit hohem Grünanteil zur Wahrung des durchgrünten Erscheinungsbilds auch auf die Wohnzone W2/25 

ausgedehnt werden. Nach wie vor können auch tiefere Grünflächenziffern bewilligt werden, wenn anderwei-

tige Begrünungsmassnahmen umgesetzt werden.  

Der Vorsteher Hochbau erwähnt, dass es sich bei den Merkblättern um Vollzugshilfen handelt. Es ist eine 

praktische Anleitung, wie sich der Gemeinderat die Planung der Grünflächen vorstellt, welche von Bauherr-

schaften sehr geschätzt wird. Der Vorsteher Hochbau würde es sehr begrüssen, wenn die Merkblätter durch 

die Einbindung in die BZO als Vollzugshilfe gestärkt werden würden. An der Langwisstrasse erfüllen alle Lie-

genschaften, auch diese mit grossvolumigen Baukörpern, einen Anteil von weit mehr als 25 % Grünfläche, 

was durch eine Folie veranschaulicht wird, worauf verschiedene Liegenschaften mitsamt der umgebenden 

Grünfläche ersichtlich sind; selbst die Grundstücke mit dem geringsten Grünanteil bewegen sich gegen 

40 %. Das Gerücht, dass bestehende Gartensitzplätze zurückgebaut werden müssen ist völlig aus der Luft 

gegriffen. Die Grünflächenziffer kommt nur bei einem Neubau oder einer Gartenumgestaltung zum Zug.  
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Diskussion 

Gemeindepräsident Stefan Bührer erwähnt, dass verschiedene Änderungsanträge zu diesem Thema einge-

gangen sind und Wortmeldungen nun erlaubt sind.  

 

Patrick Lüthi referiert als Präsident der FDP Zumikon, welche die BZO-Teilrevision an der Mitgliederver-

sammlung eingehend besprochen hat. Die FDP ist der Ansicht, dass es bereits genügend Vorschriften gibt, 

wie grün alles sein und bleiben soll und empfiehlt daher, die BZO so zu belassen wie sie ist. Dazu stellt er 

zwei Änderungsanträge: Zum einen soll der Passus "Einführung einer Grünflächenziffer von mindestens 

25 % auch in der Wohnzone W2/25." in Art 29 Abs. 2 sowie im Anhang 2 und 3 BZO gestrichen werden. 

Zum andern soll das Wort "verpflichtend" im Anhang 2 Abs. 2 zur BZO in Bezug auf die Merkblätter gestri-

chen werden.  

 

Felix Müller ist der Ansicht, dass die Vorschläge des Gemeinderats zum Thema Begrünung unterstützt wer-

den sollten, da diese sinnvoll und massvoll sind. Die Artenvielfalt der Tiere und Pflanzen kann so geschützt 

werden. Der Gemeinderat schlägt eine Grünflächenziffer von 25 % vor, wie diese umgesetzt wird, ist jedoch 

den Eigentümern überlassen. Er bittet die Gemeindeversammlung, den Antrag des Gemeinderats zu unter-

stützen und die Gegenanträge abzulehnen.  

 

Christian Mathis stellt in Frage, wie stark der Staat bei der Gartengestaltung mitsprechen soll und wer die 

aufgestellten Regeln schlussendlich kontrollieren wird. Die Kontrolle ist ein zusätzlicher Aufwand und kostet 

in der Umsetzung. Die Zumiker Bevölkerung geht bereits heute verantwortungsvoll und massvoll mit ihren 

Gärten um. Deshalb soll der Zusatz zur Einführung einer Grünflächenziffer von mindestens 25 % auch in der 

Wohnzone W2/25. gestrichen werden. Er schliesst sich somit dem Antrag von Patrick Lüthi an. 

 

Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust erwähnt, dass die Freiräume zur Gartengestaltung riesig sind und die 

Gemeinde keine Gartenkontrollen durchführen wird. Die Massnahmen sind massvoll, im Zeichen der allge-

meinen Klimaerwärmung sollte niemand ein Problem damit haben, einen untergeordneten Anteil biodivers 

zu gestalten. Marc Bohnenblust freut sich, wenn dem Antrag des Gemeinderats zugestimmt wird. 

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer weist darauf hin, dass bereits zwei Änderungsanträge aufgenommen wur-

den und fragt an, ob es weitere Wortmeldungen gibt. Dies ist nicht der Fall. Somit kann über die Änderungs-

anträge von Patrick Lüthi abgestimmt werden. 

 

Abstimmung über den Änderungsantrag Patrick Lüthi 

Dem Änderungsantrag zur Streichung der "Einführung einer Grünflächenziffer von mindestens 25 % auch in 

der Wohnzone W2/25." in Art 29 Abs. 2 sowie im Anhang 2 und 3 BZO wird, durch Handerheben, mit deutli-

cher Mehrheit, zugestimmt. 

 

Abstimmung über den Änderungsantrag von Patrick Lüthi  

Dem Änderungsantrag zur Streichung des Worts "verpflichtend" im Anhang 2 Abs. 3 zur BZO wird, durch 

Handerheben, mit deutlicher Mehrheit, zugestimmt. 

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer informiert die Stimmberechtigten darüber, dass die Informationen zur 

BZO mit dem Thema "Atrien und Lichthöfe" fortgesetzt werden.  
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Referat des Gemeinderats (Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust) 

Der Vorsteher Hochbau erklärt, dass die Gemeindeversammlung mit der neuen Bestimmung in Art. 35 der 

BZO die Baubehörde ermächtigt, in einzelnen Fällen Atrien und Lichthöfe zu gestatten, falls diese zu einer 

besseren baulichen Lösung, namentlich zu einer quartierverträglichen Einordnung, führen.  

 

Diskussion 

Gemeindepräsident Stefan Bührer fragt die Stimmberechtigten, ob es weitere Wortmeldungen oder Ände-

rungsanträge zum Thema Atrien Lichthöfe oder zu jeglichen anderen Themen gibt. Da das Wort nicht ge-

wünscht wird, weist er darauf hin, dass im Vorfeld noch ein zusätzlicher Antrag von Prof. Dr. Reto Stocker 

eingegangen sei, dieser müsse aber ebenfalls noch persönlich vorgetragen werden.  

 

Reto Stocker stellt sein Anliegen vor, welches nicht im allgemeinen Interesse liege, sondern privater Natur 

ist. Es handelt sich um ein Gesuch zur Verlegung eines Fusswegs und der Umzonung eines Kleingrund-

stücks in der Rossweid/Räspweg. Es geht dabei um ein 152 m² grosses Grundstück, welches ebenfalls in 

seinem Besitz ist, bei der ursprünglichen Parzellierung aber scheinbar irgendwie übersehen wurde. Der be-

stehende Fussweg verläuft derzeit mitten durch beide Grundstücke hindurch, weshalb das kleine Grund-

stück nicht genutzt wird. Das betroffene kleine Grundstück ist landwirtschaftlich nicht nutzbar, es dient viel-

mehr als Hundeversäuberungsplatz. Er versucht seit 2005, dieses Grundstück umzuzonen bzw. die beiden 

Grundstücke zusammenzulegen und den Fussweg neu darum herum zu legen. Reto Stocker hofft nun, dass 

bei einer Zustimmung der Gemeindeversammlung zur beantragten Umzonung die Verlegung des Fusswegs 

möglich wird, um einen direkten Zugang zum Grundstück zu haben. Er stellt abschliessend den Änderungs-

antrag, dass der Umzonung zugestimmt wird und bedankt sich bei den Stimmberechtigten.  

 

Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust erwähnt, dass das Kleingrundstück von der Landwirtschaftszone in 

die Wohnzone W2/25 umgezont werden soll. Der Gemeindeversammlung muss bewusst sein, dass sie Herr 

Stocker mit der Zustimmung ein grosses Geschenk im Wert von rund CHF 300'000.00 machen würde. Nach 

einer allfälligen Annahme durch die Gemeindeversammlung, ist die Umzonung erst rechtskräftig, nachdem 

auch der Kanton Zürich seine Genehmigung erteilt hat. Aus der Sicht der Gemeinde wird die Wahrschein-

lichkeit allerdings als nicht sehr hoch eingeschätzt; mit einer jetzigen Zustimmung wäre zumindest die 

Chance jedoch gewährt.  

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer erwähnt, dass der Änderungsantrag von Reto Stocker aufgenommen 

wurde und fragt an, ob es weitere Wortmeldungen gibt. Dies ist nicht der Fall. Somit kann über den Ände-

rungsantrag abgestimmt werden. 

 

Abstimmung über den Änderungsantrag von Reto Stocker  

Dem Änderungsantrag zur Umzonung des Kleingrundstücks Nr. 4610 von der Landwirtschaftszone in die 

Bauzone (W2/25) wird, durch Handerheben, mit deutlicher Mehrheit, zugestimmt. 

 

Der Gemeindepräsident erwähnt, dass nun die Schlussabstimmung ansteht und erläutert nochmals alle vier 

angenommenen Änderungsanträge, welche für die Schlussabstimmung übernommen werden. Er fragt die 

Versammlung nochmals an, ob es noch weitere Bemerkungen oder Änderungsanträge gibt, was nicht der 

Fall ist.  
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Schlussabstimmung 

Die Teilrevision der kommunalen Richtplanung, der Bau- und Zonenordnung und des Zonenplans wird, unter 

Berücksichtigung der vier angenommenen Änderungsanträge, durch Handerheben, mit einer Gegenstimme, 

genehmigt. 

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer erläutert das weitere Prozedere, wonach die Teilrevision der BZO nun 

dem Kanton Zürich zur Genehmigung übermittelt wird. Anschliessend wird die Teilrevision sowie die Inkrafts-

etzung publiziert.  
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Schluss der Versammlung 

Die Gemeindeversammlung erhebt keine Einwände gegen die Geschäftsführung. Sie nimmt Kenntnis von 

der Rechtsmittelbelehrung über die Auflage und für die Anfechtung des Protokolls und zur Anfechtung der 

gefassten Beschlüsse. 

 

Informationen aus Gemeinderat  

Nach dem Abschluss der ordentlichen Gemeindeversammlung nutzt der Vorsteher Liegenschaften und Si-

cherheit die Gelegenheit, um die nächsten Termine zum Projekt Erneuerung Gemeinschaftszentrum zu in-

formieren. 

 

 

Für die Richtigkeit: 

 

 

Stefan Bührer Jill Meili 

Gemeindepräsident Stv. Gemeindeschreiber 

 

 

 

 


